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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Die Behandlung der parlamentarischen Initiative Feigenwinter (cvp, BL) zur
Stempelsteuergesetzrevision zeigte denn auch, dass der Nationalrat durchaus bereit
war, die Stempelsteuergesetzrevision unabhängig von der neuen Finanzordnung zu
beraten: Ende September, also knapp vier Monate nach dem Vorliegen der
bundesrätlichen Botschaft, überwies er gegen den Widerstand der SP und der Grünen
die Initiative Feigenwinter. Diese unterscheidet sich vom Vorschlag des Bundesrates in
zwei wesentlichen Punkten. Zum einen soll auf diesem Weg das parlamentarische
Verfahren beschleunigt und damit der Finanzplatz schneller entlastet werden. Zum
anderen soll auf die Wiedereinführung der Stempelabgaben auf den
Lebensversicherungsprämien und auf die Besteuerung der treuhänderischen Darlehen
verzichtet werden. Dies hätte zur Folge, dass die Einnahmenausfälle für die
Bundeskasse nur zu 40% durch neue Steuern ausgeglichen würden. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bereits in der Herbstsession stimmte der Nationalrat der Vorlage zu. Dabei setzte sich
die bürgerliche Mehrheit gegen die SP und die GP durch, welche angesichts der
drohenden Löcher in der Bundeskasse grundsätzlich nicht bereit waren, einem Abbau
der Finanzmarktsteuern ohne vollständige Kompensationen durch neue Einnahmen
zuzustimmen. Kurz darauf verabschiedete auch der Ständerat die Revision mit 24 zu 4
Stimmen, ohne eine Kompensation der Ausfälle zuzulassen. Ein von der SP, der GP und
einem Teil des LdU unterstützter Antrag Salvioni (fdp, TI), das Inkrafttreten
aufzuschieben, bis neue Einnahmen gefunden seien, hatte keine Chance. Daraufhin
beschloss der Parteivorstand der SP, gemeinsam mit dem Schweizerischen
Gewerkschaftsbund das Referendum gegen diesen Abbau der Stempelsteuern zu
ergreifen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Da es der Kommission überflüssig erschien, nach den jahrelangen Vorarbeiten noch
zusätzliche Abklärungen vorzunehmen, kürzte sie das Verfahren ab und beschloss mit 13
zu 5 Stimmen, dem Parlament ohne Verzug und noch vor der Herbstsession mit einer
eigenen parlamentarischen Initiative eine neue Vorlage vorzulegen. Diese entsprach —
sowohl in bezug auf die Entlastungen als auch in bezug auf die teilweise Kompensation
durch neue Abgaben auf inländischen Obligationen und Geldmarktpapieren —
weitgehend den Parlamentsbeschlüssen von Ende 1990, enthielt aber noch drei weitere
Änderungen. Die Kommission beantragte, der EG-Rechtsentwicklung Rechnung zu
tragen und die Stempelabgaben auf Umstrukturierungen und Sitzverlegungen ebenfalls
aufzuheben. Im weiteren soll durch die Abschaffung der Emissionssteuer bei der
Ausgabe von Anteilen an Anlagefonds ein weiteres Abwandern von Anlagefonds ins
Ausland verhindert werden. Die Einnahmen aus dieser Abgabe hatten sich, zu einem
guten Teil wegen der Konkurrenz durch das steuerfreie Ausland, von 1987 bis 1990
halbiert. Schliesslich forderte die Kommission den Verzicht auf die von den
Versicherungsgesellschaften bekämpfte Einführung der Stempelabgabe auf Prämien
von Lebensversicherungen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nachdem die Revision des Bundesgesetzes über Stempelabgaben wegen der Ablehnung
des Finanzpakets nicht in Kraft treten konnte, wurde ohne Zögern eine Neuauflage —
diesmal aber ohne Verknüpfung mit anderen finanzpolitischen Fragen — an die Hand
genommen. Nur eine Woche nach dieser Abstimmung reichte Nationalrat Feigenwinter
(cvp, BL), der dieses Anliegen bereits früher mit Nachdruck vertreten hatte, eine neue
parlamentarische Initiative für eine Reform des Stempelsteuergesetzes ein. Die
zuständige nationalrätliche Kommission war mit ihm einig, dass der Abbau gewisser
Stempelsteuersätze dringlich sei, um ein weiteres Abwandern der davon betroffenen
Geschäfte ins Ausland zu stoppen.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Für die Finanzierung der Direktzahlungen an die Landwirtschaft beschloss die kleine
Kammer mit 23 zu 3 Stimmen als Erstrat die Unterstellung von Lebensmitteln und nicht
alkoholischen Getränken unter eine reduzierte Warenumsatzsteuer von 1,5%, womit
CHF 450 Mio. zugunsten der Direktzahlungen bereitgestellt werden können. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nachdem die SP und die Gewerkschaften gegen den 1991 vom Parlament beschlossenen
Abbau der Stempelsteuer auf Finanzmarktgeschäften ein Referendum eingereicht
hatten, kam die Vorlage am 27. September zur Abstimmung.

Die Argumente für und gegen die Änderung des Stempelsteuergesetzes unterschieden
sich kaum von jenen, welche schon 1991 im Rahmen der Revision der
Bundesfinanzordnung, in welche die Änderung des Stempelsteuergesetzes integriert
war, vorgebracht worden waren. Mit einem klaren Mehr von 61,5% wurde die Vorlage
vom Volk angenommen; die höchsten Ja-Anteile mit 68 bis 71% verzeichneten die
Finanzzentren Genf, Zürich und Zug, den geringsten Anteil mit 50,8% erzielte der
Kanton Uri. Gemäss der Vox-Analyse waren parteipolitische Merkmale und die Links-
Rechts-Orientierung besonders relevant für das Stimmverhalten. Unter den
bürgerlichen Parteien konnte die FDP ihre Anhängerschaft am besten hinter ihre Parole
scharen. Im rot-grünen Lager, welches die eigentliche Gegnerschaft der Vorlage
ausmachte, konnte die SP ihre Anhängerschaft nicht von einem Nein überzeugen: fast
die Hälfte ihrer Sympathisanten stimmte für die Abschaffung der Stempelabgaben;
unter der grünen Wählerschaft waren es mit 42% etwas weniger. Die
soziodemographischen Merkmale wie Alter, Geschlecht, Bildung und Sprachregion
waren kaum relevant für das Stimmverhalten. Bei den Beweggründen wurden von den
Befürwortern die Erhaltung des Finanzplatzes Schweiz, die Verhinderung von
Kapitalabwanderung sowie die Konkurrenzfähigkeit des Bankenwesens genannt. Unter
den Nein-Stirnmenden gaben 42% die prekäre Situation der Bundesfinanzen und die
fehlende Kompensation der Einnahmenausfälle als Hauptgrund für ihre ablehnende
Haltung an. Eine zweite wichtige Gruppe von Gegnern liess vor allem eine grundsätzlich
kritische Haltung gegenüber dem profitorientierten Denken der Banken erkennen.

Abstimmung vom 27. September 1992

Beteiligung: 45,7%
Ja: 1 230 579 (61,5%)
Nein: 771'351 (38,5%)

Parolen:
– Ja: FDP, CVR, SVP, LP, LdU, EVP (1*), AP; SHIV, SGV.
– Nein: SP, GP, PdA, EDU; SGB, CNG.
– Stimmfreigabe: SD
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Als Antwort auf die angebliche Verunsicherung und Verärgerung des Volkes und der
Wirtschaft über die MWSt-Verordnung forderte schliesslich eine parlamentarische
Initiative Dettling (fdp, SZ) (Mo. 93.461), dass das Parlament baldmöglichst ein eigenes
Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer erlasse. Die Initiative wurde mit 96 zu 41
Stimmen gegen den Willen von Bundesrat Stich angenommen, der mit der Verordnung
zunächst zwei Jahre Erfahrungen sammeln und dann ein Ausführungsgesetz erlassen
wollte. Die Nationalratskommission für Wirtschaft und Abgaben soll nun in der ersten
Hälfte 1995 einen Gesetzesentwurf vorlegen. Gleichzeitig überwies der Nationalrat eine
Motion seiner Wirtschaftskommission (Mo. 94.347), die den Bundesrat beauftragt, bis 1.
Januar 1998 ein MWSt-Gesetz vorzulegen. Eine Motion Schüle (fdp, SH) (Mo. 94.3143),
welche vom Bundesrat ein solches Gesetz bis 1996 vorliegen haben wollte, war zuvor
vom Ständerat überwiesen worden. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.1994
EVA MÜLLER
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Im Berichtsjahr wurde verschiedentlich der Erlass von Verordnungen anstelle von
Gesetzen in Frage gestellt, wie es bei der Mehrwertsteuer der Fall ist. Nationalrätin
Spoerry(fdp, ZH) forderte mit einer parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 94.404), dass in
sensiblen Bereichen die politische Kontrolle durch das Parlament sichergestellt sein
müsse und mindestens die gesetzesvertretenden Verordnungen des Bundesrates der
Genehmigung durch die eidgenössichen Räte bedürfen. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1994
EVA MÜLLER

Einer parlamentarischen Initiative Meier (gp, ZH), die eine vollständige Abschaffung der
Zweckbindung für die Mineralölsteuer zum Ziel hatte, wurde vom Nationalrat mit 82 zu
44 Stimmen keine Folge gegeben. Die Kommissionsmehrheit machte geltend, dass 1983
die Zweckbindung des Treibstoffgrundzolles von 60% auf 50% gesenkt worden sei; eine
weitere Senkung oder gar die Aufhebung der Zweckbindung sei angesichts der
Strassenausgaben des Bundes nicht angebracht. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.03.1995
EVA MÜLLER

Der Entscheid zugunsten der Hotellerie gab dem Feilschen um weitere Sondertarife
Auftrieb. Nationalrat Wiederkehr (ldu, ZH) reichte eine parlamentarische Initiative ein,
die einen Sondersatz für den öffentlichen Verkehr fordert, da dieser ebenso
notleidend wie die Hotellerie sei. Nationalrat Scherrer (edu, BE) (Mo. 94.3577) forderte
auf dem Motionsweg die MWSt-Befreiung für gemeinnützige Brockenstuben, da diese
sonst in ihrer Existenz gefährdet seien. Der Nationalrat folgte mit 44:32 Stimmen aber
dem Bundesrat, der geltend machte, dass Brockenstuben Warenumsätze tätigen und
damit steuerpflichtig sind. Ein Postulat Schmid (cvp, VS) (Po. 95.3577), das die Spitex-
Dienste von der MWSt ausnehmen will, wurde vom Nationalrat hingegen an den
Bundesrat überwiesen. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.03.1996
EVA MÜLLER

Eine parlamentarische Initiative Gonseth (gp, BL) auf Einführung einer
Sozialkostensteuer auf Alkoholika hatte zum Ziel, dass inskünftig nicht nur Schnaps,
sondern auch Bier und Wein besteuert werden sollen. Sie begründete ihre Initiative
damit, dass der Alkoholmissbrauch jährlich soziale Kosten von CHF 3 Mrd. verursache.
Der Nationalrat lehnte den Vorstoss mit 102 zu 36 Stimmen deutlich ab, obwohl ihn die
nationalrätliche Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit Anfang April mit 11
zu 10 gutgeheissen hatte. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.06.1998
URS BEER

Mit einer parlamentarischen Initiative wollte daraufhin Gysin (sp, BS) (Pa.Iv. 99.407) die
seit einem Bundesbeschluss von 1955 geltende unbegrenzte Kompetenz des
Bundesrates zum Erlass von Steuerbefreiungen einschränken und durch eine klare
Regelung mit Beurteilungs- und Entscheidungskriterien ersetzen. Nach der Meinung
von Gysin pflegt der Bundesrat, die ihm erteilte Kompetenz zu extensiv auszulegen.
Ausserdem sei der geltende Bundesbeschluss veraltet und rechtsstaatlich höchst
bedenklich, wie das Gerangel um den Mehrwertsteuererlass für das IOK unter Beweis
gestellt habe. Im Namen einer Minderheit der WAK-NR empfahl Fässler (sp, SG) den
Vorstoss zur Annahme. Speck (svp, AG) argumentierte dagegen im Namen der
Kommissionsmehrheit, die Initiative sei aufgrund der laufenden Revisionsarbeiten am
entsprechenden Bundesbeschluss überflüssig und deshalb abzulehnen. Mit 103 zu 52
folgte das Plenum diesem Mehrheitsantrag. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Der Nationalrat leistete einer Parlamentarischen Initiative Triponez (fdp, BE) zur MWSt-
Befreiung von Dienstleistungen der AHV- und Familienausgleichskassen diskussionslos
Folge. Die Initiative richtete sich gegen die Eidgenössische Steuerverwaltung, die dazu
übergegangen war, in den übertragenen Aufgaben ein Mandatsverhältnis zu sehen und
MWSt für nicht hoheitliche Aufgaben rückwirkend bis zur Verjährungsgrenze
einzuführen. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Das Parlament beschloss, Dienstleistungen der AHV- und Familienausgleichskassen
(Pa. Iv. Triponez) sowie Prüfungen und Dienstleistungen Dritter im Bildungsbereich von
der Mehrwertsteuer zu befreien (Pa. Iv. 01.418, WAK-NR; Den Anstoss zur Änderung gab
die Pa.Iv. 00.452,  Tschäppät (sp, BE). Da Einigkeit zur Materie herrschte, reichte die
WAK-NR selber eine Pa.Iv. ein, während der Initiant seinen Vorstoss zurückzog. Siehe
dazu auch hier). 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Der Ständerat hiess einstimmig eine parlamentarische Initiative seiner WAK gut, welche
die Verlängerung des Sondersteuersatzes für die Hotellerie von 3,6% bis Ende 2006
ermöglicht; im Rahmen der Neuen Finanzordnung sieht der Bundesrat eine Befristung
des Sondersteuersatzes bis Ende 2006 vor. Hingegen sprach sich die Regierung in ihrer
Antwort auf eine Interpellation Cina (cvp, VS) (Int. 02.3333) gegen einen
Sondersteuersatz für Bergbahnen aus; Steuervergünstigungen im Rahmen der
Mehrwertsteuer seien nicht der richtige Weg, um die Wettbewerbsfähigkeit der
Bergbahnen zu fördern, da dies einer indirekten Subventionierung gleichkäme. Ferner
lehnte es der Bundesrat in seiner Antwort auf eine Einfache Anfrage Berberat (sp, NE)
(Anfrage 02.1030) ab, die Bestattungskosten von der Mehrwertsteuer auszunehmen
oder dem tieferen Satz von 2,4% zu unterstellen; weitere Dienstleistungen von der
Mehrwertsteuer auszunehmen, würde das Prinzip der Umsatzsteuer aushöhlen. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Mit 92:73 Stimmen lehnte der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Rechsteiner
(sp, BS) (Pa. Iv. 01.432) ab, die eine Rückerstattung der Mehrwertsteuer auf
erneuerbaren Energien forderte. Da Strom aus erneuerbaren Energien fünfmal mehr
koste als konventioneller Strom, soll er nicht noch durch Steuern belastet werden. Die
vorberatende Kommission hatte das Anliegen grundsätzlich begrüsst, wollte mit der
MWSt jedoch keine Lenkungsziele verfolgen; zudem solle die Wettbewerbsneutralität
gewahrt bleiben. Eine Motion Weigelt (fdp, SG) (Mo. 02.3274), die schweizweit
ermässigte Motorfahrzeugsteuern für verbrauchsarme Fahrzeuge verlangte, wurde auf
Antrag des Bundesrates abgeschrieben; der Bund empfahl den Kantonen, die
kantonalen Motorfahrzeugsteuern anzupassen. Diskussionslos überwies der Nationalrat
eine parlamentarische Initiative der Aargauerin Stump (sp), die verlangte, dass die
Verteilung von Forschungsgeldern auf im Rahmen eines Projektes beteiligte
Partnerinnen und Partner im universitären und ausseruniversitären Bereich von der
Mehrwertsteuer befreit werden. Die Befreiung soll sich auch auf Leistungen erstrecken,
die zwischen den Forschungsbeteiligten erbracht werden. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Basierend auf einer parlamentarischen Initiative der WAK-SR beschloss das Parlament,
den Sondersteuersatz von 3,6% für die Hotellerie bis Ende 2006 zu verlängern. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2003
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Robbiani (cvp, TI) Folge, welche
die Rückerstattung des Steuerzuschlags für Treibstoff verlangt, der zum Abbau von
Naturstein verwendet wird. Damit wird der Natursteinabbau im Mineralölsteuergesetz
der Land- und der Forstwirtschaft sowie der Berufsfischerei gleichgestellt. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2003
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Triponez (fdp, BE)
Folge, welche Berufsunfallverhütungsmassnahmen von der MWSt ausnehmen will. Auf
Antrag des Bundesrates trat er auf eine Vorlage seiner WAK (Pa. Iv. Vaudroz (cvp, GE)
01.454) nicht ein, welche für nicht im Gemeingebrauch stehende Parkplätze, die
während länger als drei Monaten vermietet werden, die Befreiung von der
Mehrwertsteuer verlangt hatte. Chancenlos blieben auch zwei Vorstösse zur
Mehrwertsteuerbefreiung von Forstrevieren (Pa. Iv. Baader (svp, BL), 02.459) und der
gemeinnützigen Gesellschaft Emmaus Genf (Mo. Dupraz (fdp, GE), 02.3692.) 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2003
MAGDALENA BERNATH
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Obschon Bundesrat Villiger vergeblich davor gewarnt hatte, dem Drängen von Lobbys
nachzugeben, stimmte der Nationalrat einer Vorlage seiner WAK zu, welche die
Verteilung von Forschungsgeldern auf im Rahmen eines Projektes beteiligte
Partnerinnen und Partner im universitären und ausseruniversitären Bereich von der
Mehrwertsteuer ausnehmen will. Der Ständerat trat nicht auf das Geschäft ein, weil er
zwar mit dessen Stossrichtung, nicht aber dem Vorgehen einverstanden war; es sei
möglich, die geforderten Anpassungen vorzunehmen, ohne das Gesetz zu ändern.
Gegen den Antrag des Bundesrates überwies er ein Postulat von Michèle Berger (fdp,
NE) (Po. 02.3663), das einen reduzierten Mehrwertsteuersatz von 2,4% nicht nur für
Bücher und Zeitschriften, sondern auch für elektronische Publikationen in Forschung
und Bildung verlangt; dadurch könnten insbesondere die Bibliotheken entlastet
werden. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Auf Antrag seiner WAK folgte der Nationalrat in zweiter Lesung dem Ständerat und trat
nicht auf eine Vorlage ein, welche basierend auf einer parlamentarischen Initiative
Stump (sp, AG) (Pa. Iv. 01.453) eine Mehrwertsteuerbefreiung für Beiträge zur
Unterstützung der wissenschaftlichen Forschung verlangte, da die eidgenössische
Steuerverwaltung inzwischen mit einer Praxisänderung dem Anliegen Rechnung trägt.
Hingegen stimmte der Rat einem Gesetzesentwurf seiner WAK zu, welcher basierend
auf einer parlamentarischen Initiative Triponez (fdp, BE)
Berufsunfallverhütungsmassnahmen von der MWSt ausnehmen will. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2004
MAGDALENA BERNATH

Mit 18:3 Stimmen bei einer Enthaltung billigte die WAK-NR, basierend auf einer
parlamentarischen Initiative Robbiani (cvp, TI), einen Entwurf zur Änderung des
Mineralölsteuergesetzes. Dieser sieht vor, dem schweizerischen Natursteinabbau den
Mineralölsteuerzuschlag zurückzuerstatten und die Branche damit der Land- und
Forstwirtschaft sowie der Berufsfischerei gleichzustellen. Der Bundesrat beantragte,
auf die Rückerstattung des Mineralölsteuerzuschlags zu verzichten, um kein Präjudiz für
andere Bereiche zu schaffen. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Ständerat trat nicht auf einen im Vorjahr von der grossen Kammer gutgeheissenen
Gesetzesentwurf ein, welcher basierend auf einer parlamentarischen Initiative Triponez
(fdp, BE) Berufsunfallverhütungsmassnahmen von der MWSt ausnehmen wollte. Der
Nationalrat lehnte sowohl eine Motion Mörgeli (svp, ZH) (Mo.03.3017) ab, welche
Sponsoring von privaten oder öffentlichen Kulturinstituten durch Privatpersonen und
Unternehmen von der Mehrwertsteuer befreien wollte als auch ein Postulat Wäfler (edu,
ZH) (Po. 05.3397), das eine WTO-konforme Transport- oder Umweltabgabe in Form
eines Mehrwertsteuerzuschlages auf importierten Produkten und Dienstleistungen
vorsah, dies als Ersatz für die LSVA-Abgaben auf den Binnentransporten in der
Schweiz. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.10.2005
MAGDALENA BERNATH

In Ausführung einer parlamentarischen Initiative seiner WAK billigte der Ständerat
diskussionslos eine Verlängerung des Sondersteuersatzes von 3,6% (statt 7,6%) für
Beherbergungsleistungen bis Ende Dezember 2010; die Frist läuft Ende 2006 aus. Im
Nationalrat scheiterte ein von der Linken eingebrachter Nichteintretensantrag, und in
der Detailberatung schloss sich die grosse Kammer im Einklang mit dem Bundesrat dem
Ständerat an. Hauptargument für die Weiterführung des Sondersatzes war die von der
Regierung in Aussicht gestellte Mehrwertsteuerreform; der Hotellerie könne eine
zweimalige Umstellung innert weniger Jahre nicht zugemutet werden, zudem käme die
volkswirtschaftlich bedeutsame Tourismusbranche auch in den Nachbarländern in den
Genuss von steuerlichen Privilegien. Die von der Linken bekämpfte Vorlage passierte
die Schlussabstimmung mit 42:1 Stimmen bei 2 Enthaltungen im Ständerat resp. 118:55
Stimmen bei 10 Enthaltungen im Nationalrat. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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Basierend auf einer parlamentarischen Initiative Robbiani (cvp, TI) billigte das Parlament
eine Änderung des Mineralölsteuergesetzes. Diese sieht vor, dem schweizerischen
Natursteinabbau den Mineralölsteuerzuschlag zurückzuerstatten und die Branche
damit der Land- und Forstwirtschaft sowie der Berufsfischerei gleichzustellen. Der
Bundesrat hatte sich mit dem Hinweis auf das Investitionshilfegesetz gegen die Revision
ausgesprochen; das Calanca- und das Maggiatal seien auf der Grundlage dieses
Gesetzes zu unterstützen und nicht über Steuerermässigungen. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Zahlreiche Motionen hatten zum Ziel, mit steuerlichen Begünstigungen im Bereich der
Motorfahrzeugsteuer umweltfreundlichere Fahrzeuge zu bevorzugen. Eine Motion
Donzé (evp, BE) (Mo. 06.3185) forderte den Bundesrat auf, die Kantone zu
verbrauchsabhängigen Motorfahrzeugsteuern zu motivieren. Obwohl der Bundesrat
dies aus formellen Gründen ablehnte, wurde die Motion im Nationalrat angenommen.
Eine Motion Recordon (gp, VD) (Mo. 04.3341) forderte eine neue
Steuerbemessungsgrundlage und einen differenzierten jährlichen Steuertarif für
Automobile und andere Motorfahrzeuge, wobei die umweltfreundlichen und sicheren
Fahrzeuge bevorzugt und die Umsetzung den Kantonen überlassen werden sollte. Auch
diese Motion wurde vom Nationalrat angenommen.(Siehe zu diesen beiden Geschäften
auch hier und hier) Eine parlamentarische Initiative Teuscher (gp, BE) hingegen, welche
die Automobilsteuer auf Bundesebene so ausgestalten wollte, dass diese zur Förderung
von energieeffizienten und umweltfreundlichen Fahrzeugen beiträgt, lehnte der
Nationalrat ab. Die Initiative hätte ein Bonus-Malus-System vorgesehen, welches den
Schadstoffausstoss inklusive Feinstaub und Lärm berücksichtigt hätte. Auch die
Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD) sprach sich dafür aus,
bei der Ausgestaltung der kantonalen Motorfahrzeugsteuern in Zukunft ökologische
Kriterien zu berücksichtigen. Ziel sei die Senkung des Treibstoffverbrauches über
Rabatte oder ein Bonus-Malus-System. Bis der Bund seine Arbeiten an einer
Umweltetikette abgeschlossen hat, soll vorerst die Energieetikette der Fahrzeuge als
Bemessungsgrundlage dienen. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.12.2007
LINDA ROHRER

Das Parlament sprach sich im Berichtjahr für eine Verlängerung des Mehrwertsteuer-
Sondersatzes für Beherbergungsleistungen aus. Der Sondersatz war 1996 wegen der
schwierigen Wirtschaftslage befristet eingeführt worden. Im Berichtsjahr wurde die
Frist in Form einer parlamentarischen Initiative der Kommission für Wirtschaft und
Abgaben (WAK-NR) bereits zum fünften Mal verlängert. Somit unterlag die Hotellerie
weiterhin dem reduzierten Satz von 3,8%, wodurch der Bund für die darauffolgenden
vier Jahre mit Mindereinnahmen von 720 Millionen Franken zu rechnen hatte. Dennoch
löste das Geschäft wenig Widerstand aus. Im Nationalrat übte lediglich die SP-Fraktion
Kritik daran. Die grosse Kammer hiess die parlamentarische Initiative mit 145 zu 36
Stimmen gut, während im Ständerat der Entscheid zu Gunsten der Verlängerung gar
einstimmig ausfiel. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.06.2013
LAURENT BERNHARD

Anfang 2016 gab die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats (WAK-NR)
einer parlamentarischen Initiative de Buman (cvp, FR) Folge, die den bis 31. Dezember
2017 gültigen Sondersatz für Beherbergungsleistungen bei der Mehrwertssteuer
(MWST) dauerhaft im Mehrwertsteuergesetz (MWSTG) verankern will. Ein Teil der 14-
köpfigen Kommissionsmehrheit (8 stimmten gegen die Initiative, 1 Mitglied enthielt sich
seiner Stimme) könne sich, so die WAK-NR, jedoch nur eine Verlängerung der
Gültigkeitsdauer des Sondersatzes vorstellen. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.01.2016
DAVID ZUMBACH

Im August 2016 stimmte die ständerätliche Kommission für Wirtschaft und Abgaben
(WAK-SR) mit 9 zu 1 Stimmen bei 3 Enthaltungen dem Entschluss ihrer
Schwesterkommission zu, einer parlamentarischen Initiative de Buman (cvp, FR) Folge
zu geben. Anders als vom Initiant gefordert, unterstützte die Mehrheit der
Kommissionsmitglieder jedoch keine dauerhafte Verankerung des MWST-Steuersatzes
für Beherbungsleistungen, sondern lediglich eine Verlängerung. Die Kommission für
Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats (WAK-NR) hat nun zwei Jahre Zeit, einen
Gesetzesentwurfs auszuarbeiten. Da der aktuell gültige Sondersatz aber bereits Ende
2017 ausläuft, dürfte sie noch vor Jahresende einen Erlassentwurf präsentieren. 28

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.08.2016
DAVID ZUMBACH
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Ende Oktober 2016 teilte die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
(WAK-NR) mit, dass man einen Erlassentwurf zur dauerhaften Verankerung des
Mehrwertsteuersatzes für Beherbergungsleistungen (Sondersatz) ausgearbeitet habe.
Zur dauerhaften Sicherung der Arbeitsplätze in der Tourismusbranche müsse der
Sondersatz, so die WAK-NR weiter, nach fünf Verlängerungen nun unbefristet im Gesetz
verankert werden. Der Entwurf geht auf eine parlamentarische Initiative de Buman (cvp,
FR) zurück, die ebendies gefordert hatte. Die Publikation des Erlassentwurfs wie auch
die Eröffnung der Vernehmlassung sind auf anfangs November 2016 geplant. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.10.2016
DAVID ZUMBACH

Zwischen November 2016 und Februar 2017 fand die Vernehmlassung zum von der
WAK-NR ausgearbeiteten Gesetzesentwurf über die Verankerung des
Mehrwertsteuersatzes für Beherbergungsleistungen (Sondersatz) statt. Daran
beteiligten sich alle 26 Kantone, die sechs grössten nationalen Parteien, 13 eingeladene
und 44 weitere – hauptsächlich aus der Tourismusbranche stammende – Verbände,
Organisationen und Unternehmen. Kaum bestritten war die Fortführung des
Sondersatzes, lediglich die FDP, GLP und Suissetec argumentierten, dass dieser die
strukturellen Probleme der Beherbergungsbranche nicht nachhaltig zu lösen vermöge
und deshalb aufzugeben sei. Die Mehrheit der Teilnehmenden befürwortete hingegen
eine dauerhafte Verankerung des Sondersatzes, um nach fünfmaliger Verlängerung
Planungssicherheit für die Tourismusbranche zu schaffen. Diese könne die durch eine
Aufgabe des Sondersatzes entstehende Mehrbelastung von CHF 200 Mio. aufgrund des
schnellen Strukturwandels und des starken Frankens nicht tragen. Eine starke
Minderheit plädierte hingegen lediglich für eine weitere Verlängerung des
Sondersatzes, damit diese Privilegierung einer Branche auch in Zukunft auf ihre
Notwendigkeit hin überprüft werden könne. Zur Sprache kam auch die Einführung eines
Einheitssatzmodells, das den Aufwand der Unternehmen reduzieren würde. Auch die
FK-NR beantragte in ihrem Mitbericht an die WAK-NR deutlich eine Fortführung des
Mehrwertsteuer-Sondersatzes für Beherbergungsleistungen und sprach sich mit 13 zu 11
Stimmen knapp für eine dauerhafte Verankerung aus, da diese zielführender sei als die
periodischen Diskussionen über eine Weiterführung. Dennoch entschied sich die WAK-
NR, in ihrem Bericht an den Nationalrat vom 14. März 2017 den Räten – als Kompromiss
zwischen einer unbefristeten und einer auf drei Jahre befristeten Festlegung – eine bis
Ende 2027 befristete Verlängerung vorzuschlagen. In ihrer Beratung vom 25. April 2017
sprach sich auch die WAK-SR nach Anhörung von Dominique de Buman (cvp, FR) für
diesen Vorschlag aus. 30

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.11.2016
ANJA HEIDELBERGER

In der Sondersession 2017 behandelte der Nationalrat den Vorschlag der WAK-NR
bezüglich des Mehrwertsteuersondersatzes für Beherbergungsleistungen. Bereits bei
den Wortmeldungen der Fraktionen zeigte sich, dass die grosse Kammer bezüglich
einer Verankerung, respektive Verlängerung des Sondersatzes gespalten war. Die CVP-,
BDP- und SVP-Vertreterinnen und Vertreter sprachen sich für eine dauerhafte
Verankerung, respektive für eine möglichst langfristige Festlegung aus. Sie alle wiesen
auf die schwierige Situation der Tourismusbranche und des Gastgewerbes hin, Duri
Campell (bdp, GR) sah entsprechend in der dauerhaften Verankerung des Sondersatzes
eine Möglichkeit zur Stärkung des „Vertrauen[s] unserer Gastronomen, unserer
Hoteliers". Die Parlamentsmitglieder der Grünen, FDP und SP wollten die Vorlage
jedoch nur unterstützen, solange der Sondersatz nur befristet verlängert wird, und die
Grünliberalen sprachen sich allgemein gegen den Sondersatz aus. Gegen die
Empfehlung der WAK-NR entschied sich der Nationalrat bei der Abstimmung knapp mit
92 zu 89 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) für eine dauerhafte Verankerung des
Sondersatzes im Gesetz. Dabei zeigten sich vor allem die Fraktionen der Befürworter
deutlich gespalten. Bei der Gesamtabstimmung liessen sich dann jedoch einige FDP-
und SVP-Nationalrätinnen und Nationalräte zugunsten der dauerhaften Verankerung
umstimmen und verschafften so der Vorlage mit 114 zu 62 Stimmen (bei 10
Enthaltungen) noch eine komfortablere Mehrheit. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.05.2017
ANJA HEIDELBERGER

Die WAK-SR hatte noch vor dem Entscheid des Nationalrats zugunsten einer
unbefristeten Festlegung des Mehrwertsteuersondersatzes für
Beherbergungsleistungen beschlossen, sich in Übereinstimmung mit der WAK-NR für
eine zeitlich auf zehn Jahre begrenzte Festsetzung des Sondersatzes auszusprechen.
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) erläuterte in der ständerätlichen Beratung die
turbulente bisherige Geschichte des Sondersatzes und erklärte, dass der Bundesrat
2003 bereits einmal versucht hatte, den Sondersatz fürs Gastgewerbe aufzuheben. Der

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.05.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Entschluss des Parlaments, diesen erneut zu verlängern, sei jedoch anschliessend
durch das Volk bestätigt worden, was ihm eine besondere Legitimation verleihe. Wie
bereits bei der Diskussion im Nationalrat wurde der Kompromissvorschlag auch im
Ständerat von beiden Seiten angegriffen: Eine Minderheit Caroni (fdp, AR) beantragte
die Aufhebung des Sondersatzes, während ein Antrag Engler (cvp, GR) die Zustimmung
zum nationalrätlichen Beschluss und somit zu einer unbeschränkten Festlegung des
Sondersatzes forderte. Der Ständerat entschied sich aber dafür, dem
Kompromissvorschlag der beiden WAK zuzustimmen, und lehnte die Aufhebung des
Sondersatzes mit 36 zu 8 Stimmen (keine Enthaltungen) und seine dauerhafte
Verankerung mit 32 zu 12 Stimmen (keine Enthaltungen) ab. 
Einen Tag später, die WAK-NR hatte in der Zwischenzeit Zustimmung zum Beschluss des
Ständerats empfohlen, stimmte auch der Nationalrat der zehnjährigen Verlängerung des
Mehrwertsteuersondersatzes für Beherbergungsleistungen zu. Zuvor hatte eine
Minderheit de Buman (cvp, FR) ihren Antrag auf Festhalten am nationalrätlichen
Entscheid zurückgezogen. 32

Im Anschluss an das Differenzbereinigungsverfahren wies die Redaktionskommission –
deren Auftrag darin besteht, Vorlagen auf materielle Lücken, Unklarheiten oder
Widersprüche hin zu überprüfen – auf ein Problem bezüglich der Formulierung des
Gesetzestextes zum Mehrwertsteuersondersatz für Beherbergungsleistungen hin. So
bestand gemäss Roberto Zanetti (sp, SO) der Beherbergungssondersatz bisher aus 3.6
Prozent Basissondersatz und 0.2 Prozent IV-Zusatzfinanzierung. Während die IV-
Zusatzfinanzierung Ende 2017 ausläuft, wurde der Basissondersatz ab 1. Januar 2018 um
je 0,1 Prozentpunkt im Rahmen der FABI-Abstimmung und im Rahmen der
Altersvorsorge 2020 erhöht. Da diese Anteile entweder schon durch eine
Volksabstimmung bestätigt worden sind (FABI) oder im Rahmen eines anderen Gesetzes
dem Volk vorgelegt werden (Altersvorsorge 2020), unterstehen sie nicht mehr dem
Referendum. Entsprechend sollte der Beherbergungssondersatz gemäss
Redaktionskommission neu mit 3.6 Prozent angegeben und die beiden Erhöhungen
separat aufgeführt werden. Dadurch könne der Basissondersatz von 3.6 Prozent, nicht
aber erneut die beiden Erhöhungen, dem Referendum unterstellt werden. Dies ändere
materiell nichts, vereinfache aber auch das Vorgehen für den Fall, dass die
Altersvorsorge 2020 abgelehnt würde. Dieser Änderung pflichteten beide Räte
stillschweigend bei und nahmen anschliessend auch die Schlussabstimmung einstimmig
mit 39 Stimmen und 5 Enthaltungen (Ständerat) respektive mit 180 zu 12 Stimmen bei 4
Enthaltungen (Nationalrat) an. 33

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

Mit einer parlamentarischen Initiative beabsichtigte Claudio Zanetti (svp, ZH), das
Bundesgesetz über die Biersteuer aufzuheben. Die Biersteuer sei willkürlich – auf Wein
bestehe zum Beispiel keine solche Steuer – und könne ohne Verankerung in der
Verfassung problemlos gestrichen werden, erklärte der Initiant. Obwohl sie die
Ungleichbehandlung von Bier gegenüber Wein anerkannte, beantragte die WAK-NR im
November 2018 mit 16 zu 8 Stimmen eine Ablehnung der parlamentarischen Initiative.
Die Abschaffung der Biersteuer würde ein falsches Signal für die Prävention senden,
zudem profitierten Kleinbrauereien von der Abstufung der Biersteuer nach Gradstärke.
Eine Kommissionsminderheit um Mauro Tuena (svp, ZH) wollte durch die Abschaffung
einer Steuer ein Zeichen setzen und die Diskriminierung des Biers beenden und
empfahl die Initiative folglich zur Annahme. Mit 110 zu 70 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
lehnte der Rat die Abschaffung jedoch ab. Unterstützt wurde der Vorschlag von der
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion sowie von einer Minderheit der FDP.Liberalen-
Fraktion. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Sport- und Kulturvereine. Anheben der Umsatzgrenze für die Befreiung von der
Mehrwertsteuerpflicht

Beruhend auf einer parlamentarischen Initiative Feller (fdp, VD) erhöhten National- und
Ständerat 2021 die Umsatzgrenze für die Befreiung nicht gewinnstrebiger, ehrenamtlich
geführter Sport- und Kulturvereine von der Mehrwertsteuerpflicht von CHF 150'000 auf

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.08.2019
ANJA HEIDELBERGER
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CHF 250'000. Die Befürwortenden dieser Erhöhung wollten damit die ehrenamtliche
Arbeit unterstützen, während sie die Gegnerschaft als Wettbewerbsverzerrung
gegenüber des Gastgewerbes erachtete.
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Die Umsatzgrenze für die Befreiung nicht gewinnstrebiger, ehrenamtlich geführter
Sport- und Kulturvereine von der Mehrwertsteuerpflicht in der Höhe von CHF 150'000
werde heute von zahlreichen Vereinen überschritten, erklärte Olivier Feller (fdp, VD) im
Juni 2017. Deren ehrenamtlicher Einsatz, unter anderem auch in der Ausbildung
Jugendlicher, solle aber honoriert und die Umsatzgrenze entsprechend angehoben
werden, forderte er in einer parlamentarischen Initiative. Eine neue Umsatzgrenze von
beispielsweise CHF 500'000 hätte mit jährlichen Steuereinbussen von CHF 5 bis 10
Mio., wie der Bundesrat im Rahmen einer Interpellation Feller (Ip. 17.3029) erklärt habe,
verkraftbare Folgen, so Feller weiter. Dieser Einschätzung stimmte im September 2018
auch die WAK-NR zu, die der Initiative mit 18 zu 2 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) Folge
gab. Im August 2019 stimmte die WAK-SR der Entscheidung ihrer Schwesterkommission
mit 5 zu 1 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) zu, weshalb die nationalrätliche Kommission
nun während zweier Jahre eine entsprechende Vorlage ausarbeiten wird. Diese
Arbeiten begann die Kommission im Oktober 2019 damit, dass sie die Verwaltung mit
einem Bericht zu offen gebliebenen Fragen beauftragte. 35

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.08.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2017 reichte Erich Hess (svp, BE) eine parlamentarische Initiative ein, mit
der er die Schwelle der Mehrwertsteuerpflicht für Unternehmungen mit Sitz in der
Schweiz auf einen Umsatz von CHF 150'000 erhöhen wollte. Die aktuelle Schwelle von
CHF 100'000 werde schnell erreicht, zudem gelte die höhere Schwelle bereits für
gemeinnützige Organisationen und ehrenamtliche Vereinigungen. Da die
Mehrwertsteuer gerade für KMU und Start-ups überproportional grossen
bürokratischen Aufwand mit sich bringe, solle diese Schwelle für alle juristischen
Personen vereinheitlicht werden. Anklang fand die Initiative bei der WAK-NR, die ihr mit
13 zu 11 Stimmen Folge gab, nicht aber bei ihrer Schwesterkommission, welche die
bestehende Umsatzgrenze für angemessen hielt und die die Initiative mit 4 zu 3
Stimmen ablehnte. Obwohl die Mehrheit der WAK-NR ihre Zustimmung im Oktober
2019 in einem Kommissionsbericht noch einmal unterstrich, lehnte der Nationalrat die
parlamentarische Initiative mit 106 zu 78 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen den Willen
der SVP- und der FDP.Liberale-Fraktion sowie vereinzelter weiterer Stimmen ab. Die
Kommissionsminderheit hatte Ablehnung beantragt, weil die Erhöhung der Schwelle
eine Verschärfung der Wettbewerbsverzerrungen und der Konkurrenzsituation
gegenüber ausländischen Anbietern sowie Steuerausfälle von CHF 100 Mio. zur Folge
hätte. 36

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.12.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im März 2019 reichte Franz Grüter (svp, LU) eine parlamentarische Initiative gegen die
MWST-Belastung auf Steuern und Abgaben bei Treibstoffen ein. Dass die
Mehrwertsteuer bei Treibstoffen nicht nur auf den Mehrwert, sondern auch auf Steuern
und Abgaben erhoben werde, sei missbräuchlich, widerspreche der Logik der
Mehrwertsteuer und koste 7 Rappen pro Liter Treibstoff. Entsprechend sollen
Mineralölsteuersatz, Mineralölsteuerzuschlag und Importabgaben auf Treibstoffe
zukünftig nicht mehr in die Bemessungsgrundlage einbezogen werden. Im August 2020
gab die WAK-NR dem Anliegen knapp mit 12 zu 12 Stimmen bei 1 Enthaltung und
Stichentscheid von Präsident Lüscher (fdp, GE) Folge. Den Argumenten, der Staat solle
keine Steuern auf Steuern erheben und tiefere Steuern wirkten sich positiv auf das
Wirtschaftswachstum aus, standen Argumente entgegen, wonach die Änderung
Mindereinnahmen von CHF 230 Mio. und weitere Forderungen nach Ausnahmen mit
sich bringen würde sowie die klimapolitischen Ziele unterlaufe. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.08.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im August 2020 legte die WAK-NR ihren Vorentwurf zur parlamentarischen Initiative
Feller (fdp, VD) für eine Anhebung der Umsatzgrenze für die Befreiung nicht
gewinnstrebiger, ehrenamtlich geführter Sport- und Kulturvereine von der
Mehrwertsteuerpflicht vor. Einstimmig beantragte die Kommission, die entsprechende
Umsatzgrenze von bisher CHF 150'000 auf CHF 200'000 zu erhöhen. Damit könnten die
Steuerbelastung und der administrative Aufwand für die Vereine bei vergleichsweise
geringen Steuerausfällen von CHF 1 Mio. pro Jahr reduziert werden. Eine stärkere

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.08.2020
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.24 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Anhebung auf CHF 300'000 lehnte die Kommission mit 21 zu 1 Stimmen ab, da dadurch
zu grosse Wettbewerbsverzerrungen gegenüber dem Gastgewerbe entstehen würden,
dessen Umsatzgrenze weiterhin bei CHF 100'000 liegt. Alternativ hatte die Kommission
auch die Möglichkeit diskutiert, die Umsatzgrenze bei CHF 150'000 zu belassen und
stattdessen Leistungen an Festanlässen und Grümpelturnieren von der Mehrwertsteuer
auszunehmen. Dabei wäre aber die Missbrauchsgefahr zu gross gewesen, sprach sich
die Kommission in ihrer Medienmitteilung gegen diese Möglichkeit aus. 38

Im Zeichen der Corona-Pandemie stand auch eine parlamentarische Initiative von
Marco Chiesa (svp, TI), mit der der Initiant «bestimmte Produkte mit Schutzwirkung»,
insbesondere Masken, Handdesinfektionsmittel und Handschuhe, von der
Mehrwertsteuer ausnehmen oder zu einem reduzierten Satz besteuern wollte. Bereits
jetzt seien Ausnahmen bei der Mehrwertsteuer möglich – etwa aus sozialen oder
konjunkturellen Gründen –, nun sollten auch die Kosten dieser momentan
unentbehrlichen Produkte gesenkt werden, um das Alltagsbudget der Menschen zu
entlasten, forderte Chiesa. Mit denselben Überlegungen habe der Bundesrat auch
bereits die Zölle auf diese Produkte ausgesetzt. 
Mit 11 zu 1 Stimme entschied sich die SGK-SR gegen Folgegeben. Mit dem Vorschlag
würden nicht die Preise reduziert, sondern lediglich die Marge der Importeure erhöht,
argumentierte die Kommission. Zudem käme es zu Abgrenzungsproblemen, etwa mit
Bauschutzmasken. Schliesslich könne das Thema in die Revision des
Mehrwertsteuergesetzes aufgenommen werden, falls die Problematik im Herbst 2021
noch relevant sein sollte. 39

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.04.2021
ANJA HEIDELBERGER

Im April 2021 veröffentlichte die WAK-NR ihren Entwurf zur Forderung, dass die Grenze
der Mehrwertsteuerpflicht für ehrenamtlich geführte, nicht gewinnstrebige Sport-
und Kulturvereine und gemeinnützige Institutionen, die heute bei CHF 150'000 pro
Jahr liegt, erhöht wird. Die Mehrwertsteuer bereite den Vereinen einen «erheblichen
finanziellen und administrativen Aufwand» und binde dadurch Ressourcen, die
andersweitig eingesetzt werden könnten. Die Kommission schlug, wie in der
parlamentarischen Initiative gefordert, eine Erhöhung der Umsatzgrenze auf CHF
200'000 vor, wovon 106 Vereine und gemeinnützige Organisationen profitieren würden
und wodurch dem Bund ungefähr CHF 1 Mio. jährlich an Steuereinnahmen entgehen
würde. 

Im August 2021 nahm der Bundesrat Stellung zum Entwurf. Wie bereits in der Debatte
zur parlamentarischen Initiative sprach er sich gegen die  Erhöhung der Umsatzgrenze
aus, weil er Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Leistungserbringenden
befürchtete. Dies würde überdies dadurch verschärft, dass die meisten Leistungen der
betroffenen Vereine und Institutionen bereits von der Mehrwertsteuer befreit sind
(etwa Eintrittsgelder bei Veranstaltungen). Schliesslich bestünden bereits
administrative Erleichterungen für Vereine und gemeinnützige Institutionen durch
Pauschalsteuersätze, betonte er. 40
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In der Herbstsession 2021 setzte sich der Nationalrat mit dem Entwurf der WAK-NR zur
Grenze der Mehrwertsteuerpflicht für ehrenamtlich geführte, nicht gewinnstrebige
Sport- und Kulturvereine und gemeinnützige Institutionen auseinander. Daniela
Schneeberger (fdp, BL) und Samuel Bendahan (sp, VD) präsentierten den Entwurf zur
Umsetzung der parlamentarischen Initiative Feller (fdp, VD) für die Kommission:
Demnach soll die Umsatzgrenze für die entsprechenden Vereine von CHF 150'000 auf
CHF 200'000 erhöht werden. Die bisherige Grenze werde von den Vereinen «relativ
schnell überschritten», die danach nötige Mehrwertsteuerabrechnung sei aber trotz
der Pauschalsteuersatzmethode für die ehrenamtlich tätigen Personen sehr
kompliziert. Von der Erleichterung würden nur wenige Vereine – Bendahan sprach von
106 Vereinen – profitieren, diese aber teilweise sehr stark. Nachdem sich
Sprecherinnen und Sprecher der SVP, der SP, der FDP, der Grünen sowie der Mitte für
eine Annahme des Entwurfs ausgesprochen hatten, verteidigte Finanzminister Mauer
die Forderung des Bundesrates nach Nichteintreten. Der Bundesrat bezweifelte
einerseits die Verhältnismässigkeit, wenn 106 Vereinen jährliche Einsparungen über
CHF 1 Mio. gewährt würden, während die Vereine insgesamt jährlich CHF 70 Mio. J+S-
Gelder erhielten. Damit stehe der bürokratische Aufwand «in keinem Verhältnis» zum
Nutzen dieser Massnahme. Andererseits kritisierte Maurer die
Wettbewerbsverzerrungen gegenüber den Gastro-Betrieben – etwa wenn die Vereine
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eine Buvette oder eine Festwirtschaft betreiben –, welche ab einem Umsatz von CHF
100'000 steuerpflichtig sind. Wie sich in den vorgängigen Voten abgezeichnet hatte,
sprach sich der Nationalrat erst mit 169 zu 14 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) für
Eintreten aus und nahm den Entwurf anschliessend in der Gesamtabstimmung mit 170
zu 15 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Ablehnend äusserte sich nur eine Mehrheit der
GLP-Fraktion sowie je ein Mitglied der SP- und der FDP-Fraktion. 41

In der Wintersession 2021 bereinigte das Parlament die Vorlage für eine Erhöhung der
Grenze der Mehrwertsteuerpflicht für ehrenamtlich geführte, nicht gewinnstrebige
Sport- und Kulturvereine und gemeinnützige Institutionen. 

Zu Beginn der Wintersession erhöhte der Ständerat die Schwelle der Umsatzgrenze für
die entsprechenden Vereine noch stärker auf CHF 300'000, die WAK-SR hatte
ursprünglich eine Erhöhung von CHF 150'000 auf CHF 200'000 vorgeschlagen. Mit
dieser erneuten Erhöhung würden lediglich Werbeleistungen, gastgewerbliche
Leistungen, Sponsoring und die Vermietung gewisser Vereinslokalitäten unter dem
entsprechenden Betrag neu nicht mehr mehrwertsteuerpflichtig, argumentierte Stefan
Engler (mitte, GR) für die Kommission. So müssten zusätzlich zu den 45 Sportvereinen,
11 Kulturinstitutionen und 5 sozialen Vereinen, die von einer Grenze von CHF 200'000
profitieren würden, 76 Sportvereine, 22 Kulturinstitutionen und 6 soziale Vereine keine
Mehrwertsteuern mehr bezahlen. Die Mindereinnahmen des Bundes würden dabei von
CHF 1 Mrd. auf CHF 3 Mrd. ansteigen. Erneut wies Finanzminister Maurer erfolglos auf
das fehlende Kosten-Nutzen-Verhältnis dieser Revision hin. Mit einer Enthaltung, aber
ohne Gegenstimmen nahm der Ständerat den Entwurf an (31 zu 0 Stimmen).

Im Nationalrat waren sich die Kommissionsmehrheit und eine Minderheit Feller (fdp,
VD) nicht einig, ob man am Vorschlag der WAK-NR von CHF 200'000 festhalten oder
dem Ständerat beipflichten solle, wobei gemäss Kommissionssprecherin Schneeberger
(fdp, BL) und Kommissionssprecher Bendahan (sp, VD) für die Überlegungen der
Mehrheit insbesondere die Angst vor einer Wettbewerbsverzerrung gegenüber der
Gastrobranche zentral waren. Mit 106 zu 78 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich
die Mehrheit für Festhalten aus. 
In der Folge einigten sich die beiden Kammern auf einen Kompromissvorschlag in Form
eine Grenze von CHF 250'000, welchen die WAK-SR in der Zwischenzeit eingebracht
hatte.

Deutlich sprachen sich beide Kammern in den Schlussabstimmungen für die Änderung
des Bundesgesetzes über die Mehrwertsteuer aus: Mit 178 zu 14 Stimmen (bei 1
Enthaltung) hiess der Nationalrat mit Ausnahme der Grünliberalen Fraktion die
Änderung gut, der Ständerat tat dies einstimmig (43 zu 0 Stimmen). 42
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Knapp ein Jahr nach ihrer Schwesterkommission entschied die WAK-SR, der
parlamentarischen Initiative Grüter (svp, LU) für eine Nichtberücksichtigung von
Mineralölsteuersatz, Mineralölsteuerzuschlag und Importabgaben auf Treibstoffen für
die Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer auf Treibstoffen keine Folge zu geben.
Die Kommissionsmehrheit scheute vor allem den administrativen Aufwand einer
entsprechenden Umsetzung sowie «zu hohe Vorsteuerabzüge» und somit hohe
Steuerausfälle. Sie gab jedoch bekannt, die Problematik der Mehrwertsteuererhebung
auf Leistungen mit staatlichen Abgaben weiter diskutieren zu wollen. Im Januar 2022
folgte die WAK-NR diesem Entscheid mit 13 zu 9 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und
empfahl dem Nationalrat, der Initiative keine Folge zu geben – dies obwohl sie selbst
die Initiative im August 2020 noch gutgeheissen hatte. 

In der Frühjahrssession 2022 behandelte der Nationalrat die Initiative zusammen mit
einer parlamentarischen Initiative Hess (svp, BE; Pa.Iv. 21.434). Initiant Franz Grüter
verwies auf den hohen Anstieg der Benzin- und Dieselpreise seit Einreichung seines
Vorstosses und die dadurch entstehenden Probleme vor allem für Familien und
Geringverdienende. Durch einen Verzicht auf Besteuerung der Abgaben auf Treibstoffe
könnten ungefähr 7 Rappen pro Liter gespart werden, was jährlich etwa CHF 300 Mio.
ausmache. Zudem widerspreche die Besteuerung der Abgaben dem Prinzip der
Mehrwertsteuer, wie auch Minderheitensprecherin Amaudruz (svp, GE) betonte. Dem
widersprach Kommissionssprecher Baumann (gp, BE): Mit der Mehrwertsteuer werde
jeweils der von den Endverbrauchern bezahlte Betrag besteuert – inklusive Abgaben.
Zudem sei eine Ausklammerung der Steuern und Abgaben bei der
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Mehrwertsteuerberechnung in der Praxis «sehr schwierig bis unmöglich» und mit
grossem administrativem Aufwand für Unternehmen und Verwaltung verbunden. Mit 105
zu 84 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) gab der Nationalrat der parlamentarischen Initiative
Hess Folge. Dagegen votiert hatten die Fraktionen der SP, der Grünen und der
Grünliberalen sowie zwei Mitglieder der Mitte-Fraktion. 43

Im März 2021 reichte Erich Hess (svp, BE) eine parlamentarische Initiative ein, mit der er
die Erhebung von Mehrwertsteuern auf Steuern und Abgaben zukünftig verhindern
wollte. Nachdem Franz Grüter (svp, LU; Pa.Iv. 19.405) 2019 eine ähnliche Forderung für
den Treibstoffzuschlag eingereicht hatte, zielte Hess insbesondere auf die
Bundesabgabe für die Förderung von erneuerbarer Energie und auf die CO2-Abgabe.
Ganz allgemein sollten Mehrwertsteuern aber zukünftig durch eine Änderung des
MWStG «nur noch auf effektiv geleistete Lieferungen und Dienstleistungen» und nicht
mehr auf Steuern und Abgaben erhoben werden. In der Frühjahrssession 2022 gab der
Nationalrat dem Vorstoss von Grüter, nicht aber demjenigen von Hess Folge. 44
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Nachdem der Nationalrat der parlamentarischen Initiative Grüter (svp, LU) in der
Frühjahrssession 2022 Folge gegeben hatte, setzte sich in der Wintersession 2022 der
Ständerat mit der Frage auseinander, ob Mineralölsteuern, der
Mineralölsteuerzuschlag und Importabgaben auf Treibstoffe weiterhin für die
Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer auf Treibstoffen berücksichtigt werden
sollen. Die WAK-SR hatte zuvor mit 10 zu 1 Stimmen (bei 1 Enthaltung) beantragt, der
Initiative keine Folge zu geben, da eine Konsumsteuer «auf dem ganzen Betrag
geschuldet [sei], der nötig ist, um ein Konsumgut zu erwerben». So seien auch im Preis
anderer Konsumgüter durch staatliche Regulierung entstehende Kosten enthalten,
zudem sei eine entsprechende Änderung kaum umsetzbar und würde zu grossem
administrativem Aufwand und finanziellen Einbussen führen. Im Ständerat begründete
Hannes Germann (svp, SH) den Minderheitsantrag Chiesa (svp, TI) auf Folgegeben: Es sei
nicht in Ordnung, dass man «Steuern auf Steuern» bezahlen müsse, damit entstünden
zusätzliche Steuereinnahmen in der Höhe von CHF 300 Mio. jährlich oder von 7 Rappen
pro Liter Treibstoff – was überdies die Teuerung verstärke. Zudem sei die
Mehrwertsteuerberechnung in allen Bereichen sehr kompliziert, nicht nur bei den
Treibstoffen. Mit 28 zu 7 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) sprach sich der Ständerat gegen
Folgegeben aus, womit der Vorstoss erledigt war. 45
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Finanz- und Ausgabenordnung

Im April 2015 stimmte die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
(WAK-NR) mit 14 zu 6 Stimmen bei 1 Enthaltung ihrer Schwesterkommission zu, die im
Sommer 2014 einer parlamentarischen Initiative Niederberger (cvp, NW) Folge gegeben
hatte. Diese fordert einen Abbau von bürokratischen Hürden beim Meldeverfahren
und verlangte unter anderem, dass das Verrechnungssteuergesetz dahingehend
angepasst wird, dass anstelle von Strafzinsen verschuldensabhängige Ordnungsbussen
erhoben werden. Im Zuge einer Änderung des Bundesgesetz über die
Verrechnungssteuer (VStG) wurde die Initiative in der Herbstsession 2015 vom
Ständerat abgeschrieben. 46
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